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Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/59/494)] 

59/154. Internationale Zusammenarbeit zur Verhütung, Bekämpfung 
und Beseitigung von Entführungen und zur Gewährung von 
Opferhilfe 

 Die Generalversammlung, 

 besorgt über die Zunahme der Praxis von Entführungen in verschiedenen Ländern der 
Welt sowie über die schwerwiegenden Auswirkungen dieses Verbrechens auf die Opfer und 
ihre Familien, sowie entschlossen, Maßnahmen zu unterstützen, die ihnen helfen, sie schüt-
zen und ihre Gesundung fördern, 

 erneut erklärend, dass die Entführung von Menschen, gleichviel unter welchen Um-
ständen und zu welchem Zweck sie stattfindet, ein schweres Verbrechen und eine Verlet-
zung der Freiheit des Einzelnen darstellt und die Menschenrechte untergräbt,  

 im Hinblick auf den grenzüberschreitenden Charakter der organisierten Kriminalität 
und die Tendenz organisierter krimineller Gruppen und terroristischer Gruppen, ihre illega-
len Aktivitäten auszuweiten, 

 besorgt darüber, dass organisierte kriminelle Gruppen und terroristische Gruppen in 
zunehmendem Maße auf Entführungen zurückgreifen, insbesondere zum Zweck der Erpres-
sung, um so Kapital anzuhäufen, um ihre kriminellen Tätigkeiten zu konsolidieren und wei-
teren illegalen Aktivitäten, beispielsweise dem Handel mit Feuerwaffen und Drogen, der 
Geldwäsche und mit Terrorismus zusammenhängenden Verbrechen, nachzugehen, 

 überzeugt, dass die zwischen verschiedenen illegalen Aktivitäten, namentlich dem 
Terrorismus und der organisierten Kriminalität, bestehenden Verbindungen eine zusätzliche 
Bedrohung der Sicherheit und der Lebensqualität darstellen und die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung behindern, 

 sowie überzeugt, dass das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität1 den notwendigen rechtlichen Rahmen für die in-
ternationale Zusammenarbeit im Kampf gegen Entführungen bietet, 

_______________ 
1 Resolution 55/25, Anlage I. 



A/RES/59/154 

 2

 unter Hinweis auf die Resolution 2003/28 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 22. Juli 
2003 mit dem Titel "Internationale Zusammenarbeit zur Verhütung, Bekämpfung und Besei-
tigung von Entführungen und zur Gewährung von Opferhilfe", in der der Rat den General-
sekretär ersuchte, unter Heranziehung außerplanmäßiger Mittel oder freiwilliger Beiträge 
den Staaten auf Antrag technische Hilfe zu gewähren, um es ihnen zu ermöglichen, ihre 
Fähigkeiten zur Bekämpfung von Entführungen auszubauen, und der Kommission für Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege auf ihrer dreizehnten Tagung einen Fortschrittsbe-
richt zu diesem Thema vorzulegen, 

 1. verurteilt mit Nachdruck und verwirft abermals die Praxis von Entführungen, 
gleichviel unter welchen Umständen und zu welchem Zweck, insbesondere wenn sie durch 
organisierte kriminelle Gruppen und terroristische Gruppen erfolgen; 

 2. erklärt erneut, dass organisierte kriminelle Gruppen und terroristische Gruppen 
sowie alle Einzeltäter die Verantwortung für alle Verletzungen oder Todesfälle tragen, die 
das Ergebnis einer von ihnen zu verantwortenden Entführung sind, und entsprechend be-
straft werden sollen; 

 3. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs2 und von den 
darin enthaltenen Empfehlungen, die gemäß den Resolutionen 2002/16 vom 24. Juli 2002 
und 2003/28 vorgelegt wurden; 

 4. legt den Mitgliedstaaten nahe, die internationale Zusammenarbeit weiter zu för-
dern, insbesondere im Hinblick auf die Auslieferung, die gegenseitige Rechtshilfe, die Zu-
sammenarbeit zwischen Strafverfolgungsbehörden und den Informationsaustausch, mit dem 
Ziel, Entführungen zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen; 

 5. fordert die Mitgliedstaaten auf, soweit noch nicht geschehen, zur Förderung des 
Kampfes gegen Entführungen ihre Maßnahmen gegen die Geldwäsche zu verstärken und 
sich an der internationalen Zusammenarbeit und gegenseitigen Hilfeleistung unter anderem 
bei der Ermittlung, Aufdeckung, Einfrierung und Beschlagnahme der aus Entführungen er-
zielten Erträge zu beteiligen, um organisierte kriminelle Gruppen und terroristische Grup-
pen zu bekämpfen; 

 6. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, soweit noch nicht geschehen, den 
mit Entführungen verbundenen beträchtlichen psychologischen, sozialen und wirtschaftli-
chen Schäden besondere Aufmerksamkeit zu widmen, indem sie entsprechende Gesetzge-
bungs-, Verwaltungs- und sonstige Maßnahmen verabschieden, um den Opfern und ihren 
Familien geeignete Unterstützung und Hilfe zu leisten; 

 7. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung, vorbehaltlich der Verfügbarkeit außerplanmäßiger Mittel ein für die zuständigen Be-
hörden bestimmtes Handbuch bewährter und erfolgversprechender Praktiken im Kampf ge-
gen Entführungen zu erarbeiten, das unter anderem Folgendes enthält: 

 a) Maßnahmen zur Verhinderung des Verbrechens der Entführung, die sich an po-
tenzielle Opfer richten; 

 b) Präventivmaßnahmen zur Auflösung organisierter krimineller Gruppen und ter-
roristischer Gruppen; 

 c) Zusammenarbeit oder strategische Allianzen mit dem Privatsektor; 

_______________ 
2 E/CN.15/2004/7 und Add.1. 
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 d) Reaktion auf Krisen und Krisenmanagement; 

 e) Ermittlung der Mindestelemente, die den Staaten helfen würden, ihre innerstaat-
liche Gesetzgebung abzuändern, mit dem Ziel, ein gemeinsames Verständnis des Verbre-
chens der Entführung zu schaffen, was auch dabei helfen würde, Trends aus globaler Sicht 
verlässlich zu bestimmen; 

 f) Erarbeitung spezieller Maßnahmen, um Opfern und ihren Familien Unterstüt-
zung und Hilfe zu gewähren; 

 g) Informationen über nationale Behörden, die für die Verhinderung und Bekämp-
fung von Entführungen verantwortlich sind;  

 h) Berichterstattungsverfahren, Rettungseinsätze, Informationssysteme und Straf-
verfolgung; 

 8. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung außerdem, vorbehaltlich der Verfügbarkeit außerplanmäßiger Mittel den Staaten auf 
Antrag technische Hilfe zu gewähren, damit sie ihre Kapazitäten zur Bekämpfung von Ent-
führungen ausbauen können, namentlich 

 a) durch die Ausbildung von Richtern, Anklägern und anderen Strafverfolgungsbe-
amten in Mechanismen zur Auflösung krimineller Organisationen sowie im Einsatz beson-
derer Untersuchungsmethoden zur Rettung von Entführten, unter Berücksichtigung der be-
sonderen Notwendigkeit der Sicherheit und des Schutzes der Opfer; 

 b) durch die Prüfung von Trends und durch ein besseres Problemverständnis, um 
die Grundlagen für die Formulierung von Politiken und Strategien zur Bekämpfung von 
Entführungen zu schaffen. 

74. Plenarsitzung 
20. Dezember 2004 


